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// Im Blickpunkth

Neben der bereits im letzten „Blickpunkt“ erl�uterten EU-Richtlinie gegen Diskriminierung im Alltag beabsichtigt die EU-

Kommission unter dem Titel „Neue Sozialagenda“ auch die Rechte der Europ�ischen Betriebsr�te zu st�rken (vgl. auch die

Presseschau in Heft 28/2008). Diese haben das Recht, zu wichtigen l�nder�bergreifenden Ver�nderungen wie Arbeitsplatz-

abbau oder Umstrukturierungen informiert und angeh�rt zu werden. Der Zeitpunkt, in dem die Unternehmensleitung Infor-

mationen weitergebenmuss, soll k�nftig klar definiert werden, damit noch die M�glichkeit zur Stellungnahme und Beratung

besteht. Derzeit haben 820 Unternehmen oder 40 Prozent der in Frage kommenden Firmen in der EU einen Europ�ischen

Betriebsrat. Dieser hat allerdings keine Mitbestimmungsrechte wie ein nationaler Betriebsrat nach deutschem Recht.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Prof. Dr. FrankHoh-

meister, Hagen/Westfalen

Urlaubsentgelt bei Betriebs-
�bergang

Dieser TagegingvordemLGFrankfurt a. M. ein

Prozess durch Vergleich zu Ende, in dem es in

erster Linie um arbeitsrechtliche Fragen ging,

was hoch brisant war, weil die ordentliche Zi-

viljustiz eine elementare arbeitsrechtliche Fra-

gestellung schon seit �ber 25 Jahren falsch be-

antwortet, und weil eine Entscheidung des

BAGhierzu nicht existiert. Ein Betriebwar nach

§ 613aBGBmitAblauf des30. 9. auf einenneu-

en Inhaber �bergegangen. Nach dem Be-

triebs�bergang begehrten einige der Arbeit-

nehmer ihren vollen Jahresurlaub, den der

neue Betriebsinhaber gew�hrte. Das Urlaubs-

entgelt, das er hierf�r an die Arbeitnehmer

zahlte, machte er in H�he von neun Zw�lfteln

gem�ß § 613a Abs. 2 S. 1 i. V. m. § 426 Abs. 2

BGB gegen den bisherigen Arbeitgeber gel-

tend. Das LG hielt den Anspruch dem Grunde

nach f�r berechtigt undkonnte sich hierbei auf

eine Entscheidung des BGH vom 4.7.1985 (BB

1985, 1818), best�tigt im Beschluss vom

25.3.1999 (NJW 1999, 2962), st�tzen, wonach

bisheriger Arbeitgeber und neuer Betriebsin-

haber in einem solchen Fall gegen�ber dem

Arbeitnehmer auf das Urlaubsentgelt als Ge-

samtschuldner hafteten, so dass unter denGe-

samtschuldnern der interne Haftungsaus-

gleich nach § 426 Abs. 2 BGB eingreife. Diese

Ansicht ist ersichtlich falsch und wird auch

vom arbeitsrechtlichen Schrifttum mehrheit-

lichabgelehnt (vgl. statt aller Leinemann/Linck,

Urlaubsrecht, 2. A., § 1 Rn. 142ff.). Hinsichtlich

des Urlaubsfreistellungsanspruchs kann schon

deshalb keine Gesamtschuldnerschaft vorlie-

gen, weil nur der neue Betriebsinhaber in der

Lage ist, dem Arbeitnehmer Urlaub zu bewilli-

gen. Was den Zahlungsanspruch auf das Ur-

laubsentgelt betrifft, kann nichts anderes gel-

ten, da dieser Anspruch mit dem Freistel-

lungsanspruch zu einer Einheit verbunden ist.

Aber selbst dann, wenn man diese sog. Ein-

heitstheorie nicht vertritt und den Urlaubsen-

tgeltanspruch als den fortlaufenden Verg�t-

ungsanspruch betrachtet, muss ein Gesamt-

schuldnerausgleich ausscheiden, weil der

Anspruch des Arbeitnehmers auf das Urlaub-

sentgelt erst nach dem Betriebs�bergang ent-

standen ist, weshalb der bisherige Arbeitge-

ber damit nichts mehr zu tun hat (§ 613a

Abs. 2 S. 1 BGB). Es ist das Verdienst von Leine-

mann/Lipke, hierauf schon vor mehr als 20

Jahren hingewiesen zu haben (DB 1988,

1217). Leider ungeh�rt.

Vgl. auch die j�hrliche Rechtsprechungs�ber-

sicht zum Urlaubsrecht von Hohmeister, zuletzt in

BB 2007, 2293.

Entscheidungen
BAG: Schadenersatz und Konkurrentenklage

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

19.2.2008 – 9 AZR 70/07 –wie folgt: Nach Beendi-

gung des Auswahlverfahrens und verbindlicher

Stellenbesetzung k�nnen dem unterlegenen Be-

werber Schadensersatzanspr�che nach § 280

Abs. 1 BGB und § 823 Abs. 2 BGB i. V. m. Art. 33

Abs. 2 GG zustehen. Diese setzen voraus, dass der

�ffentliche Arbeitgeber bei fehlerfreier Auswahl

nach den Grunds�tzen des Art. 33 Abs. 2 GG dem

unterlegenen Bewerber das Amt h�tte �bertra-

genm�ssen. Die Art des vom Bewerber praktizier-

ten F�hrungsstils kann ein geeignetes Auswahl-

kriterium gem�ß Art. 33 Abs. 2 GG sein. Die Be-

r�cksichtigung dieses Kriteriums setzt voraus,

dass die zu besetzende Stelle mit Personalf�h-

rungsaufgaben verbunden ist. Der Arbeitgeber

bestimmt die Art des F�hrungsstils, die er von sei-

nen F�hrungskr�ften verwirklicht sehen m�chte.

Er darf bei fachlicher Gleichwertigkeit den Bewer-

ber mit dem bevorzugten (hier: kooperativen)

F�hrungsstil ausw�hlen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1561-1

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Normurheberschaft bei gemischten

Vereinbarungen

Das BAG entschied in seinemUrteil vom15.4.2008

– 1 AZR 86/07 – wie folgt: Bei Abschluss eines kol-

lektiven Normenvertrags m�ssen Normqualit�t

und Urheberschaft im Interesse der Rechtssicher-

heit und der Rechtsklarheit eindeutig erkennbar

sein. Die Schriftformerfordernisse in § 1 Abs. 2

TVG und in § 77 Abs. 2 S. 1 und 2 BetrVG dienen

auch der Rechtssicherheit und der Zurechenbar-

keit der Regelungen zu bestimmten Normgebern.

Werden Vereinbarungen von Arbeitgeber, Ge-

werkschaft und Betriebsrat gemeinsam unter-

zeichnet, muss ohne Weiteres und zweifelsfrei er-

kennbar sein, wer Urheber der einzelnen Rege-

lungskomplexe ist und um welche Rechtsquellen

es sich folglich handelt. Andernfalls ist die Verein-

barungganzoder teilweise unwirksam.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1561-2

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: K�ndigungsschutzklage und

Aufl�sungsantrag

Das BAG entschied in seinem Urteil vom 3.4.2008

– 2 AZR 720/06 – wie folgt: Nimmt der im K�ndi-

gungsschutzprozess in erster Instanz unterlege-

ne Arbeitgeber die von ihm eingelegte Berufung

in der Berufungsverhandlung zur�ck, so wird da-

mit der vom Arbeitnehmer erstmals durch An-

schlussberufung verfolgte Aufl�sungsantrag un-

zul�ssig.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2008-1561-3

unterwww.betriebs-berater.de
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